
25. Oktober 2024

Rundfunkbeitrag in Gefahr: Länderchefs
stehen vor entscheidender Wahl!

Ministerpräsidenten entscheiden über Rundfunkbeitrag und
Reformen in Leipzig. Erhöhung um 58 Cent steht zur

Debatte.

Leipzig, Deutschland - Nach monatelangen hitzigen Debatten
steht eine entscheidende Abstimmung über die Höhe des
Rundfunkbeitrags an. Am Freitag wollen die
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der
Bundesländer über die Zukunft der öffentlich-rechtlichen
Anstalten entscheiden. Während Sachsen-Anhalt und Bayern
keine Erhöhung befürworten und auf notwendige Reformen
drängen, setzen andere Bundesländer auf eine Anhebung des
aktuellen Beitrags von 18,36 Euro pro Monat. Die Experten
empfehlen eine Erhöhung um 58 Cent auf 18,94 Euro, die ab
dem 1. Januar 2025 greifen könnte.

Einig sind sich die Länder allerdings nicht, und eine Einigung
zum Jahreswechsel scheint nahezu ausgeschlossen. Falls es zu
keiner Lösung kommt, könnte der Streit erneut vor dem
Bundesverfassungsgericht enden, wie bereits 2021. Zudem
stehen dringend Reformen an, um die Strukturen der Medien
effizienter zu gestalten, einschließlich der Streichung kleinerer
TV-Sender und der Beschränkung von Sportrechte-Ausgaben.
Niedersachsens Ministerpräsident Stephan Weil bezeichnete die
Suche nach einem Konsens als echte Denksportaufgabe,
während Vertreter kleinerer Sender die Dringlichkeit von
Finanzierungsmitteln betonten. Details zu den Entwicklungen
sind bei www.radioleverkusen.de zu finden.

https://www.radioleverkusen.de/artikel/laenderentscheidung-zu-rundfunkbeitrag-steht-an-2139806.html?womort=Leverkusen
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